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Auszug aus der Satzung über die 
öffentliche Abwasserbeseitigung 

(Abwassersatzung - AbwS) 

der Stadt Gaildorf 
 
 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

 
 

(1) Abwasser ist das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch 
in seinen Eigenschaften veränderte Wasser und das bei Trockenwetter damit zusammen 
abfließende Wasser (Schmutzwasser) sowie das von Niederschlagen aus dem Bereich von 
bebauten oder befestigten Flachen gesammelt abfließende Wasser (Niederschlagswasser). Als 
Schmutzwasser gelten auch die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfallen 
austretenden und gesammelten Flüssigkeiten. 

(2) Die zentrale öffentliche Abwasserbeseitigung umfasst alle Abwasseranlagen mit dem Zweck, das 
im Gemeindegebiet angefallene Abwasser zu sammeln, den Abwasserbehandlungsanlagen 
zuzuleiten und zu reinigen. Öffentliche (zentrale) Abwasseranlagen sind insbesondere die 
öffentlichen Kanäle, Anlagen zur Ableitung von Grund- und Drainagewasser, durch die die 
öffentlichen Abwasseranlagen entlastet werden, Regenruckhaltebecken, Regenüberlauf- und 
Regenklarbecken, Retentionsbodenfilter, Abwasserpumpwerke, Klaranlagen und Versickerungs- 
und Ruckhalteanlagen für Niederschlagswasser (u. a. Mulden- und Rigolensysteme, 
Sickermulden/-teiche/-schachte), soweit sie nicht Teil der Grundstücksentwässerungsanlage sind, 
sowie offene und geschlossene Graben, soweit sie vom Wasserwerk zur öffentlichen 
Abwasserbeseitigung benutzt werden. Zu den öffentlichen (zentralen) Abwasseranlagen gehört 
auch der Teil der Hausanschlussleitung, der im Bereich der öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen 
verlauft (Grundstücksanschluss). 

 
(3) Die dezentrale Abwasserbeseitigung umfasst die Abfuhr und die Beseitigung des Schlamms aus 

Kleinklaranlagen, sowie des Inhalts von geschlossenen Gruben einschließlich der Überwachung 
des ordnungsgemäßen Betriebs dieser Anlagen durch das Wasserwerk oder durch den von ihm 
nach § 56 Satz 3 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) beauftragten Dritten. Zu den öffentlichen 
(dezentralen) Abwasseranlagen gehören alle Vorkehrungen und Einrichtungen für die Abfuhr und 
die Behandlung von Abwasser aus geschlossenen Gruben und Fäkalschlamm aus 
Kleinklaranlagen (Hausklaranlagen), außerhalb des zu entwässernden Grundstucks. 

 
(4) Grundstücksentwässerungsanlagen sind alle Einrichtungen, die der Sammlung, Vorbehandlung, 

Prüfung und Ableitung des Abwassers bis zur öffentlichen Abwasseranlage dienen. Für den 
Bereich der zentralen Abwasserbeseitigung gehören hierzu insbesondere Leitungen, die im 
Erdreich oder im Fundamentbereich verlegt sind und das Abwasser dem Grundstücksanschluss 
zufuhren (Grundleitungen), Prüfschächte sowie Pumpanlagen bei einer 
Abwasserdruckentwässerung und Versickerungs- und Ruckhalteanlagen für 
Niederschlagswasser, soweit sie sich auf privaten Grundstücksflächen befinden. Für den Bereich 
der dezentralen Abwasserbeseitigung gehören hierzu insbesondere Kleinklaranlagen 
(Hausklaranlagen) und geschlossene Gruben, einschließlich Zubehör, innerhalb des zu 
entwässernden Grundstucks. 

(5) Notüberläufe sind Entlastungsbauwerke für außerplanmäßige Ableitungen in den öffentlichen 
Kanal. Drosseleinrichtungen dienen der vergleichsmäßigten und reduzieren (gedrosselten) 
Ableitung von Abwasser in den öffentlichen Kanal; sie sind so anzulegen, dass eine Einleitung 
nur in Ausnahmesituationen (zum Beispiel Starkregen) erfolgt. 
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II. Grundstücksanschüsse, Grundstücksentwässerungsanlagen 

 
 

§ 12 
Grundstücksanschlüsse 

 
(1) Grundstücksanschlüsse (§ 2 Abs. 2) werden ausschließlich vom Wasserwerk hergestellt, unterhalten, 

erneuert, geändert, abgetrennt und beseitigt. 
 

(2) Art, Zahl und Lage der Grundstücksanschlüsse sowie deren Änderung werden nach Anhörung des 
Grundstückseigentümers und unter Wahrung seiner berechtigten Interessen vom Wasserwerk 
bestimmt. Das Wasserwerk stellt die für den erstmaligen Anschluss eines Grundstucks notwendigen 
Grundstücksanschlüsse bereit; diese Kosten sind durch den Teilbeitrag für den öffentlichen 
Abwasserkanal (§ 33 Nr. 1) abgegolten. 

 
(3) Jedes Grundstuck, das erstmalig an die öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossen wird, erhalt einen 

Grundstücksanschluss; werden Grundstucke im Trennverfahren entwässert, gelten die beiden 
Anschlüsse als ein Grundstücksanschluss. Das Wasserwerk kann mehr als einen 
Grundstücksanschluss herstellen, soweit es dies für technisch notwendig halt. In besonders 
begründeten Fällen (z. B. Sammelgaragen, Reihenhäuser) kann das Wasserwerk den Anschluss 
mehrerer Grundstucke über einen gemeinsamen Grundstücksanschluss vorschreiben oder auf Antrag 
zulassen. 

(4) Das Wasserwerk kann auf Antrag des Grundstückseigentümers weitere Grundstücksanschlüsse sowie 
vorläufige oder vorübergehende Anschlüsse herstellen. Als weitere Grundstücksanschlüsse gelten auch 
Anschlusskanale für Grundstucke, die nach Entstehen der Beitragspflicht (§ 34) neu gebildet werden. 

 
§ 13 

Kostentragung 
 

(1) Dem Wasserwerk sind vom Grundstückseigentümer zu erstatten: 

a) die Kosten der Erneuerung, Veränderung und Beseitigung der Grundstücksanschlusses 
(§ 12 Abs. 3) sofern sie von ihm veranlasst wurden; 

 
b) die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung 

der weiteren, vorläufigen und vorübergehenden Grundstücksanschlüsse (§ 12 Abs. 4). 
 

Zu diesen Kosten gehören auch die Aufwendungen für die Wiederherstellung des alten Zustandes 
auf den durch die Arbeiten beanspruchten Flachen. 

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit der endgültigen Herstellung des Grundstücksanschlusses, im 
Obigen mit der Beendigung der Maßnahme. Der Erstattungsanspruch wird binnen eines Monats nach 
Bekanntgabe des Abgabenbescheids fällig. 

 
(3) Soweit der Grundstücksanschluss mehreren Grundstucken gemeinsam dient, sind die Eigentümer bzw. 

Erbbauberechtigten der beteiligten Grundstucke als Gesamtschuldner ersatzpflichtig. 
 

§ 14 
Private Grundstücksanschlüsse 

 
(1) Private Grundstücksanschlüsse sind vom Grundstückseigentümer auf eigene Kosten zu unterhalten, zu 

andern, zu erneuern und zu beseitigen. 

(2) Entspricht ein Grundstücksanschluss nach Beschaffenheit und Art der Verlegung den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik und etwaigen zusätzlichen Bestimmungen des Wasserwerks, und 
verzichtet der Grundstückseigentümer schriftlich auf seine Rechte an der Leitung, so ist der 
Grundstücksanschluss auf sein Verlangen vom Wasserwerk zu übernehmen. Dies gilt nicht für 
Leitungen im Außenbereich (§ 35 BauGB). 

 



 
 

3 
 

(3) Unterhaltungs-, Änderungs-, Erneuerungs- und Beseitigungsarbeiten an privaten 
Grundstücksanschlüssen (Abs. 1) sind dem Wasserwerk vom Grundstückseigentümer mindestens 
14 Tage vorher anzuzeigen. 

 
§ 15 

Genehmigungen 
 

(1) Soweit Grundstucke an die zentrale Abwasserbeseitigung angeschlossen werden sollen, bedürfen 
der schriftlichen Genehmigung des Wasserwerks: 

 
a)  die Herstellung der Grundstücksentwässerungsanlagen, deren Anschluss sowie deren 

Änderung; 

b) die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen sowie die Änderung der Benutzung. 
 

Bei vorübergehenden oder vorläufigen Anschlüssen wird die Genehmigung widerruflich oder 
befristet ausgesprochen. 

 
(2) Einem unmittelbaren Anschluss steht der mittelbare Anschluss (z.B. über bestehende 

Grundstücksentwässerungsanlagen) gleich. 

(3) Aus dem Antrag müssen auch Art, Zusammensetzung und Menge des anfallenden Abwassers, die 
vorgesehene Behandlung des Abwassers und die Bemessung der Anlagen ersichtlich sein. 
Außerdem sind dem Antrag folgende Unterlagen beizufügen: 

 Lageplan im Maßstab 1:500 mit Einzeichnung sämtlicher auf dem Grundstuck bestehender 
Gebäude, der Straße, der Schmutz- und Regenwasseranschlussleitungen, der vor dem 
Grundstuck liegenden Straßenkanäle und der etwa vorhandenen weiteren 
Entwässerungsanlagen, Brunnen, Gruben, usw., 

 Grundrisse des Untergeschosses (Kellergeschosses) der einzelnen anzuschließenden 
Gebäude im Maßstab 1:100, mit Einzeichnung der anzuschließenden Entwässerungsteile, der 
Dachableitung und aller Entwässerungsleitungen unter Angabe des Materials, der lichten Weite 
und der Absperrschieber oder Ruckstauverschlusse; 

 Systemschnitte der zu entwässernden Gebäudeteils im Maßstab 1:100 in der Richtung der 
Hauptleitungen (mit Angabe der Hauptleitungen und der Fallrohre, der Dimensionen und der 
Gefälleverhältnisse, der Höhenlage, der Entwässerungsanlage und des Straßenkanals, bezogen 
auf Normalnull). 

Die zur Anfertigung der Plane erforderlichen Angaben (Höhenlage des Straßenkanals, Lage der 
Anschlussstelle und Höhenfestpunkte) sind beim Wasserwerk einzuholen. Dort sind auch 
Formulare für die Entwässerungsantrage erhältlich. 

 
§ 16 

Regeln der Technik 
 

Grundstücksentwässerungsanlagen sind nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
herzustellen, zu unterhalten und zu betreiben. Allgemein anerkannte Regeln der Technik sind 
insbesondere die technischen Bestimmungen für den Bau, den Betrieb und die Unterhaltung von 
Abwasseranlagen und die Einleitungsstandards, die die oberste Wasserbehörde durch öffentliche 
Bekanntmachung einfuhrt. Von den allgemein anerkannten Regeln der Technik kann abgewichen 
werden, wenn den Anforderungen auf andere Weise ebenso wirksam entsprochen wird. 

 
§ 17 

Herstellung, Änderung und Unterhaltung der Grundstücksentwässerungsanlagen 
 

(1) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind vom Grundstückseigentümer auf seine Kosten 
herzustellen, zu unterhalten, zu andern, zu erneuern und nach Bedarf gründlich zu reinigen.
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(2) Das Wasserwerk kann, zusammen mit dem Grundstücksanschluss, einen Teil der 
Grundstucksentwasserungsanlagen, vom Grundstücksanschluss bis einschließlich des 
Prüfschachts, herstellen oder erneuern. Die insoweit entstehenden Kosten hat der 
Grundstückseigentümer zu tragen. §13 Abs. 2 gilt entsprechend. 

 
(3) Grundleitungen sind in der Regel mit mindestens 150 mm Nennweite auszufuhren. Der letzte 

Schacht mit Reinigungsrohr (Prüfschacht) ist so nahe wie technisch möglich an die öffentliche 
Abwasseranlage zu setzen; er muss stets zuganglich und bis auf Ruckstauebene (§ 18 Abs. 4) 
wasserdicht ausgeführt sein. 

 
(4) Wird eine Grundstucksentwasserungsanlagen - auch vorübergehend - außer Betrieb gesetzt, so 

kann das Wasserwerk den Grundstücksanschluss verschließen oder beseitigen. Die Kosten trägt 
der Grundstückseigentümer. § 13 Abs. 2 gilt entsprechend. Das Wasserwerk kann die in Satz 1 
genannten Maßnahmen auf den Grundstückseigentümer übertragen. 

 
§ 18 

Abscheider, Hebeanlagen, Pumpen, 
Zerkleinerungsgerate, Rückstausicherung 

 
(1) Auf Grundstucken, auf denen Fette, Leichtflüssigkeiten wie Benzin und Benzol sowie Ole oder 

Ölrückstande in das Abwasser gelangen können, sind Vorrichtungen zur Abscheidung dieser Stoffe 
aus dem Abwasser (Abscheider mit dazugehörenden Schlammfangen) einzubauen, zu betreiben, 
zu unterhalten und zu erneuern. Die Abscheider mit den dazugehörenden Schlammfangen sind 
vom Grundstückseigentümer in regelmäßigen Zeitabstanden, darüber hinaus bei besonderem 
Bedarf zu leeren und zu reinigen. Bei schuldhafter Säumnis ist er dem Wasserwerk gegenüber 
schadensersatzpflichtig. Fur die Beseitigung/ Verwertung der anfallenden Stoffe gelten die 
Vorschriften Über die Abfallentsorgung. 

 
(2) Das Wasserwerk kann vom Grundstückseigentümer im Einzelfall den Einbau und den Betrieb einer 

Abwasserhebeanlage verlangen, wenn dies fur die Ableitung des Abwassers notwendig ist; 
dasselbe gilt fur Pumpanlagen auf Grundstucken, die an Abwasserdruckleitungen angeschlossen 
werden. § 16 bleibt unberührt. 

(3) Zerkleinerungsgerate fur Kuchenabfalle, Mull, Papier und dergleichen sowie Handtuchspender mit 
Spulvorrichtung dürfen nicht an Grundstucksentwasserungsanlagen angeschlossen werden. 

(4) Abwasseraufnahmeeinrichtungen der Grundstucksentwasserungsanlagen, insbesondere 
Toiletten mit Wasserspülung, Bodenablaufe, Ausgusse, Spulen, Waschbecken, die tiefer als die 
Straßenoberflache an der Anschlussstelle der Grundstücksentwässerung (Ruckstauebene) liegen, 
müssen vom Grundstückseigentümer auf seine Kosten gegen Rückstau gesichert werden. lm 
Obigen hat der Grundstückseigentümer für rückstaufreien Abfluss des Abwassers zu sorgen. 

 
§ 19 

Kleinklaranlagen 
 

Kleinklaranlagen, geschlossene Gruben und Sickeranlagen sind unverzüglich außer Betrieb zu 
setzen, sobald das Grundstuck an eine öffentliche Klaranlage angeschlossen ist. Die Kosten für die 
Stilllegung tragt der Grundstückseigentümer selbst. 

 

 
§ 20 

Abnahme und Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlagen, Zutrittsrecht, 
Indirekteinleiterkataster 

 

(1) Vor der Abnahme durch das Wasserwerk darf die Grundstucksentwasserungsanlagen nicht in 
Betrieb genommen werden. Die Abnahme der Grundstucksentwasserungsanlagen befreit den 
Bauherrn, den Planverfasser, den Bauleiter und den ausführenden Unternehmer nicht von ihrer 
Verantwortlichkeit für die vorschriftsmäßige und fehlerfreie Ausführung der Arbeiten. 
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(2) Das Wasserwerk ist berechtigt, die Grundstucksentwasserungsanlagen zu prüfen. Die 
Grundstückseigentümer und Besitzer (nach § 3 Absatze 1 und 2) sind verpflichtet, die 
Prüfungen zu dulden und dabei Hilfe zu leisten. Sie haben den zur Prüfung des 
Abwassers notwendigen Einblick in die Betriebsvorgange zu gewahren und die sonst 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Vom Wasserwerk beauftragte Personen dürfen 
Grundstucke zur Überwachung der Einhaltung der satzungsrechtlichen Vorschriften und 
der Erfüllung danach auferlegter Verpflichtungen betreten. 

 
(3) Werden bei der Prüfung der Grundstucksentwasserungsanlagen Mangel festgestellt, hat 

sie der Grundstückseigentümer unverzüglich zu beseitigen. 

(4) Das Wasserwerk ist nach § 49 Abs. 1 WG in Verbindung mit der Eigenkontrollverordnung 
des Landes verpflichtet, Betriebe, von deren Abwasseranfall nach Beschaffenheit und 
Menge ein erheblicher Einfluss auf die öffentliche Abwasserbehandlungsanlage, deren 
Wirksamkeit, Betrieb oder Unterhaltung oder auf das Gewässer zu erwarten ist, in einem 
so genannten lndirekteinleiterkataster zu erfassen. Dieses wird beim Wasserwerk geführt 
und auf Verlangen der Wasserbehörde übermittelt. Die Verantwortlichen dieser Betriebe 
sind verpflichtet, dem Wasserwerk, auf dessen Anforderung hin, die fur die Erstellung des 
lndirekteinleiterkatasters erforderlichen Angaben zu machen. Dabei handelt es sich um 
folgende Angaben: Namen des Betriebs und der Verantwortlichen, Art und Umfang der 
Produktion, eingeleitete Abwassermenge, Art der Abwasservorbehandlungsanlage sowie 
der wesentlichen Abwasserinhaltsstoffe. Hierzu gehören insbesondere auch solche 
Stoffe, die in Anlage 5 und 7 der Oberflächengewässerverordnung genannt sind. Das 
Wasserwerk wird dabei die Geheimhaltungspflicht von Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnissen sowie die Belange des Datenschutzes beachten. 

 
§ 21 

Dezentrale Abwasseranlagen 
 

(1) Die ordnungsgemäße Wartung der Kleinklaranlagen ist vom Grundstückseigentümer 
gegenüber dem Wasserwerk jährlich durch die Vorlage der Bescheinigung eines 
Fachbetriebes oder Fachmannes nachzuweisen. 

(2) Die Entsorgung der dezentralen Abwasseranlagen erfolgt regelmäßig, mindestens jedoch 
in den vom Wasserwerk fur jede Kleinklaranlage und geschlossene Grube unter 
Berücksichtigung der Herstellerhinweise, der DlN 4261, den Bestimmungen der 
Allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung sowie der wasserrechtlichen Entscheidung 
festgelegten Abstande oder zusätzlich nach Bedarf. 

 
(3)  Der Grundstückseigentümer hat dem Wasserwerk den etwaigen Bedarf fur eine 

Entleerung vor dem fur die nächste Leerung festgelegten Termin anzuzeigen. Die 
Anzeige hat fur geschlossene Gruben spätestens dann zu erfolgen, wenn diese bis auf 
50 Zentimeter unter Zulauf angefüllt sind. 

(4) Das Wasserwerk kann die dezentralen Abwasseranlagen auch zwischen den nach Absatz 
2 festgelegten Terminen und ohne Anzeige nach Absatz 3 entsorgen, wenn aus Gründen 
der Wasserwirtschaft ein sofortiges Leeren erforderlich ist. 

(5)  Der Grundstückseigentümer ist dafür verantwortlich, dass die dezentralen 
Abwasseranlagen jederzeit zum Zwecke des Abfahrens des Abwassers zuganglich sind 
und sich der Zugang in einem verkehrssicheren Zustand befindet. 

 
(6)  Zur Entsorgung der dezentralen Abwasseranlagen ist den Beauftragten des 

Wasserwerks ungehindert Zutritt zu allen Teilen der Kleinklaranlagen und geschlossenen 
Gruben zu gewahren. Darüber hinaus gilt § 20 Abs. 2 Satz 4 entsprechend. 

 
Die komplette Abwasserversorgungssatzung finden Sie auf der Homepage der Stadt 
Gaildorf unter der Rubrik ,,Städtisches Wasserwerk, Abwasserhausanschluss". 

 


